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Stellungnahme des Gesamtpersonalrats zum Entwurf der 
Koalitionsfraktionen SPD und Die Grünen für ein Mindestlohngesetz 
für das Land Bremen 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
Menschen, die arbeiten, sollten von ihrer Arbeit selbstbestimmt leben können. Das 
sollte ein Menschenrecht sein. Leider sehen wir aber, dass Arbeit immer weiter 
entwertet wird und Löhne immer weiter unterboten werden, so dass viele Menschen  
- obwohl sie arbeiten - ergänzendes Hartz IV beziehen müssen. Es ist aus unserer 
Sicht dringend erforderlich, dass dieser Entwicklung entgegengewirkt wird. Die 
gewerkschaftliche Forderung nach einem bundesweiten, einheitlichen gesetzlichen 
Mindestlohn halten wir für den richtigen Weg, der als Schutz nach unten die 
gewerkschaftliche Tarifpolitik wirksam ergänzt.  
 
Konkret in Bremen haben wir gesehen, dass mit dem Bremischen Tariftreue- und 
Vergabegesetz, das 8,50 € als Mindestlohn vorsieht, für die von darunterliegenden 
Löhnen betroffenen Menschen eine Verbesserung erreicht werden kann. Die 
positiven Effekte würden wesentlich verstärkt, wenn nach Möglichkeit die 
Tarifverträge des öffentlichen Dienstes (TVöD und TV-L) zur Anwendung kommen 
könnten. 
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Inzwischen haben die Bürgerschaftsfraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen den Entwurf für ein Mindestlohn-
gesetz für das Land Bremen vorgelegt und neben den 
Gewerkschaften, den Kammern, den Arbeitgeberverbänden, 
den Parteien unter anderem auch den Gesamtpersonalrat um 
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eine Stellungnahme gebeten, die wir bei der Anhörung am 16. Mai 2012 auch 
mündlich vorgetragen haben.  
 
In der Anlage erhaltet ihr die Stellungnahme des Gesamtpersonalrats zur Kenntnis.  
 
Mit kollegialen Grüßen 
 
 
 
Doris Hülsmeier 
Vorsitzende 
 
Anlage 
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